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Rolle	und	Beitrag	von	Wohnungsgenossenschaften		

zur	Wohnraumsicherung	in	Stadt	und	Land	

von	Prof.	Dr.	Winfried	Kluth/Maik	Wöhlert	

I.	 Wohnungsgenossenschaften	–	
einige	Basisinformationen	

Nach	Angaben	des	Statistischen	Bundes-
amtes	waren	2018	von	den	knapp	37	Milli-
onen	bewohnten	Wohnungen	in	Deutsch-
land	(ohne	Wohnheime	und	ohne	Woh-
nungen	in	Gebäuden,	die	überwiegend	ge-
werblich	genutzt	werden)	mehr	als	die	
Hälfte	(53,5	%)	vermietet.	Eigentümer	die-
ser	Mietwohnungen	waren	zu	58	%	pri-
vate	Vermieter	und	zu	23	%	Wohnungsge-
nossenschaften.	15	%	der	Mietwohnungen	
waren	im	Besitz	von	privaten	Wohnungs-
unternehmen	und	4	%	der	Mietwohnun-
gen	gehörten	öffentlichen	und	kommuna-
len	Wohnungsunternehmen.1	
An	diesen	Zahlen	wird	deutlich,	dass	die	
Wohnungsgenossenschaften	als	Akteur	
der	Wohnungswirtschaft	in	ihrer	Bedeu-
tung	deutlich	vor	den	Kommunen	und	
auch	den	sonstigen	Unternehmen	der	ge-
werblichen	Wohnungswirtschaft	rangie-
ren.		
Bei	der	Mehrzahl	der	rund	2.000	Woh-
nungsgenossenschaften	handelt	es	sich	
um	kleine	Unternehmen.	Zwei	Drittel	der	
Wohnungsgenossenschaften	haben	unter	
1.000	Wohnungen.	Die	nur	13%	der	Woh-
nungsgenossenschaften	mit	2.500	und	
mehr	Wohnungen	verfügen	dagegen	über	

                                                
1		 https://www.destatis.de/DE/Presse/Pres-

semitteilun-
gen/2019/10/PD19_N001_129.html	

mehr	als	die	Hälfte	des	genossenschaftli-
chen	Wohnungsbestandes.		
Rund	1.100	(61%)	der	Wohnungsgenos-
senschaften	haben	ihren	Sitz	in	den	alten	
und	700	(39%)	in	den	neuen	Ländern.	Die	
Bestände	sind	dagegen	fast	genau	hälftig	
auf	Ost	und	West	verteilt.	Fast	drei	Viertel	
der	größten	Genossenschaften	mit	7.500	
und	mehr	Wohnungen	befinden	sich	in	
Ostdeutschland.	In	den	alten	Ländern	
überwiegen	dagegen	die	kleineren	Woh-
nungsgenossenschaften,	etwa	zwei	Drittel	
aller	Wohnungsgenossenschaften	mit	bis	
zu	1.000	Wohneinheiten	befinden	sich	im	
Westen.		
In	den	letzten	Jahren	ist	ein	neues	Inte-
resse	am	der	Genossenschaftsidee	und	ih-
rer	Verwirklichung	im	Bereich	des	Woh-
nungswesens	zu	beobachten.	Das	betrifft	
einerseits	die	Aktivitäten	bereits	beste-
hender	Genossenschaften,	andererseits	
aber	auch	die	Entwicklung	neuer	Kon-
zepte,	indem	der	Genossenschaftsge-
danke	nicht	nur	auf	die	Bereitstellung	von	
Wohnraum	beschränkt,	sondern	mit	wei-
teren	Dienstleistungen	verbunden	wird,	
die	eng	mit	dem	Wohnen	verbunden	sind	
und	für	Genossenschaftsmitglieder	in	be-
stimmten	Lebenslagen	bzw.	mit	bestimm-
ten	Lebenskonzepten	von	besonderer	Be-
deutung	sind.		
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Exemplarisch	kann	dies	am	Beispiel	von	
Aktivitäten	der	Wohnungsgenossenschaft	
Freiheit	eG	mit	Sitz	in	Halle	verdeutlicht	
werden.	Diese	hat	mit	dem	sog.	Königs-
viertel	in	Halle	nicht	nur	die	größte	Woh-
nungsbaumaßnahme	der	letzten	Jahre	im	
Land	Sachsen-Anhalt	realisiert2,	sondern	
zugleich	ihre	Dienstleistungen	unter	Be-
rücksichtigung	der	spezifischen	Bedürf-
nisse	der	dort	lebenden	Menschen	erwei-
tert.	Dazu	gehören	die	Entwicklung	einer	
spezifischen	Ausgestaltung	der	Wohnun-
gen	für	demente	Personen	in	Zusammen-
arbeit	mit	der	Pflegewissenschaft,	der	AOK	
und	der	Telekom3,	die	Bereitstellung	von	
Kinderbetreuung	für	Familien	sowie	die	
Entwicklung	von	sozialen	Konzepten	im	
Rahmen	eines	Neubauvorhabens,	das	in	
einem	sozialen	Brennpunkt	der	Stadt	reali-
siert	werden	soll.	Damit	ist	der	spezifische	
soziale	Umfeldbezug	angesprochen,	der	
für	Genossenschaften	von	Beginn	an	prä-
gend	war.4	
Nachfolgend	soll	vor	diesem	Hintergrund	
knapp	skizziert	werden,	welche	Gestal-
tungspotenziale	vor	diesem	Hintergrund	
mit	dem	Genossenschaftsmodell	verbun-
den	sein	können	und	wie	die	Kommunen	
dies	fördern	können	und	sollten.	
	
	
	

                                                
2		 https://www.wgfreiheit.de/wohnun-

gen/koenigsviertel/	
3		 https://www.wgfreiheit.de/wohnun-

gen/weissenfelser-strasse-49/	
4		 Dazu	Kluth,	ZfgG	2019,	S.	117	(120	ff.).	
5		 Zu	den	Merkmalen	der	spezifischen	Gover-

nance	von	Genossenschaften	näher	Kluth,	
ZRP	 2017,	 108	 ff.;	 ausführlich	 Picker,	 Ge-
nossenschaftsidee	und	Governance,	2019.	

6		 Siehe	 Schmale/Blome-Drees	 (Hrsg.),	 Ge-
nossenschaft	 innovativ,	 2017;	 Flieger	
(Hrsg.),	Sozialgenossenschaften,	2003.	

II.	 Was	unterscheidet	Wohnungs-
genossenschaften	von	
gewerblichen	und	kommunalen	
Wohnraumangeboten	

1.	 Genossenschaft	als	Unternehmens-
rechtsform	

Die	eingetragene	Genossenschaft	ist	eine	
kooperative	und	mitgliederorientierte	Un-
ternehmensrechtsform.5	Sie	wird	in	letzter	
Zeit	irrtümlich	mit	spezifisch	sozialen	Zwe-
cken	und	dem	Non-Profit-Gedanken	ver-
bunden.	Das	ist	so	nicht	richtig,	denn	das	
soziale	der	Genossenschaft	besteht	in	der	
solidarischen	Verfolgung	von	eigenen	wirt-
schaftlichen	und	sonstigen	Zwecken	auf	
der	Basis	von	effizientem	Wirtschaften,	
weshalb	es	auch	eine	ökonomisch	strenge	
Gründungsprüfung	gibt	(§§	11	Abs.	2	Nr.	3,	
53	ff.	GenG).	Genossenschaften	sind	auch	
für	sozial	ausgerichtete	Unternehmens-
zwecke	geeignet6,	aber	nicht	auf	diese	be-
schränkt.7		
Von	besonderer,	die	Genossenschaft	von	
den	Kapitalgesellschaften	unterscheiden-
der	Besonderheiten	sind	die	internen	
Governancemerkmale.	Mit	ihnen	und	ih-
rer	Bedeutung	für	den	Wohnungsmarkt	
hat	sich	im	Jahr	2004	im	Auftrag	der	Bun-
desregierung	eine	Expertenkommission	
befasst8	deren	zentrale	Ergebnisse	nach	
wie	vor	hochaktuell	und	bedeutsam	sind,	
weshalb	sie	an	dieser	Stelle	mit	einigen	

7		 Siehe	 vertiefend	 Theurl,	 in:	 Brazda/von	
Husen/Rößl	 (Hrsg.),	 Perspektiven	 für	 die	
Genossenschaftsidee,	2015,	305	ff.	

8		 Bundesministerium	 für	Verkehr,	Bau-	und	
Wohnungswesen	 (Hrsg.),	 Wohnungsge-
nossenschaften	-	Potenziale	und	Perspekti-
ven.	 Bericht	 der	 Expertenkommission	
Wohnungswesen	2004.	Die	nachfolgenden	
Zitate	sind	der	Zusammenfassung	entnom-
men,	 die	 auch	 unter:	
https://www.bmi.bund.de/Shared-
Docs/downloads/DE/veroeffentlichun-
gen/themen/bauen/wohnen/bericht-ex-
pertenkommission-wohnungsgenossen-
schaften.pdf?__blob=publicationFile&v=2	
abrufbar	ist.		
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knappen	Auszügen	ins	Gedächtnis	gerufen	
werden	sollen.	
„Im	Gegensatz	zu	Mietern	sind	Genossenschafts-
mitglieder	wirtschaftliche	Miteigentümer	des	ge-
nossenschaftlichen	Gemeinschaftseigentums	und	
erfahren	aus	dem	genossenschaftlichen	Förder-
prinzip	Mietsicherheit	und	ein	Dauernutzungs-
recht,	welches	nur	an	die	Einhaltung	der	Bedingun-
gen	des	Nutzungsvertrages	gebunden	ist.		
Das	genossenschaftliche	Wohnen	gewährleistet	ei-
nen	Schutz	vor	Verdrängung	und	Kündigung,	der	
über	die	allgemeinen	mietrechtlichen	Bestimmun-
gen	hinaus	geht	und	zur	individuellen	Existenzsi-
cherung	beiträgt.	Insofern	handelt	es	sich	um	be-
standssicheren	Wohnraum,	der	in	dieser	Hinsicht	
mit	dem	individuellen	Wohneigentum	nahezu	ver-
gleichbar	ist.		
Ein	weiterer	Vorteil	besteht	darin,	dass	die	Mitglie-
derförderung	eine	Orientierung	an	den	Bedürfnis-
sen	der	Mitglieder	bedingt	und	Wohnungsgenos-
senschaften	veranlasst,	auf	sich	verändernde	An-
forderungen	an	das	Wohnen	zu	reagieren	und	eine	
hohe	Wohnqualität	sicher	zu	stellen.	Da	der	Kunde	
als	Mitglied	mitentscheidet,	können	individuelle	In-
teressen	eher	als	bei	anderen	Eigentümergruppen	
eingebracht	und	gruppenspezifische	Wohnbedürf-
nisse	umgesetzt	werden.		
Nicht	zuletzt	sind	die	demokratischen	Prinzipien	zu	
nennen.	Die	Aufbauorganisation	und	Unterneh-
mensführung	ist	auf	die	Selbstverwaltung	durch	
die	Mitglieder	ausgerichtet.	Die	Mitglieder	sind	di-
rekt	oder	indirekt	an	der	Willensbildung	und	Kon-
trolle	des	genossenschaftlichen	Geschäftsbetriebes	
beteiligt.	Das	oberste	Entscheidungsgremium	in	
der	Wohnungsgenossenschaft	ist	die	General-	oder	
Vertreterversammlung,	von	der	auch	der	Aufsichts-
rat	gewählt	wird.“	
Fasst	man	diese	besonderen	Merkmale	in	
prägnanten	Schlagworten	zusammen,	so	
ist	eine	Wohnungsgenossenschaft	–	jeden-
falls	potenziell	–	durch	Nachhaltigkeit,	
Mitgliederorientierung	und	eine	demokra-
tische	Binnenverfassung	gekennzeichnet.		
Diese	Merkmale	können,	wenn	sie	mit	Le-
ben	erfüllt	werden,	bedeutsame	soziale	
Umfeldwirkungen	erzeugen,	auf	die	der	
Kommissionsbericht	anschließend	eben-
falls	eingeht:	
„Insofern	erfüllen	Wohnungsgenossenschaften	ide-
altypisch,	von	ihrem	Anspruch	und	von	ihren	Po-
tenzialen	her,	die	Anforderungen,	die	ein	moder-
ner	Staat	an	Organisationen	der	Bürgergesellschaft	
stellt.	Sie	unterstützen	die	Eigenorganisation	und	
produzieren	langfristige	Sicherheit.	Wohnungsge-
nossenschaften	können	positive	Funktionen	für	

eine	bürgergesellschaftliche	Entwicklung	haben,	
wenn	sie	in	geeigneter	Weise	ein	,öffentliches	Gut'	
produzieren,	das	heißt	wenn	sie	nachweislich	ei-
nen	integrativen	Beitrag	leisten,	der	über	die	indi-
viduellen	Interessen	der	einzelnen	Mitglieder	hin-
ausgeht.	Dieser	Beitrag	kann	bestehen	in	der	Ge-
währleistung	von	Sicherheit	und	Qualität	des	Woh-
nens;	in	der	Organisation	sozialer	Einbettung	und	
Interaktion	von	Bewohnern,	die	ansonsten	auf	
staatliche	Leistungen	angewiesen	wären;	in	Experi-
menten	mit	neuen	Wohnformen,	die	den	gewan-
delten	Wohnvorstellungen	Raum	bieten;	in	der	
Verwirklichung	lokaler,	gemeinschaftlicher	Integra-
tion	von	ethnischen	Minderheiten	oder	sozial	iso-
lierten	Bevölkerungsgruppen	(zum	Beispiel	Allein-
erziehende,	ältere	Menschen,	Behinderte	und	Be-
dürftige);	der	Zusammenarbeit	mit	den	Kommunen	
bei	der	Pflege	und	Stabilisierung	von	Nachbars-
chatten	über	den	eigenen	Wohnungsbestand	hin-
aus.“	
In	der	Tat	lassen	sich	für	alle	diese	idealty-
pischen	Möglichkeiten	auch	Praxisbei-
spiele	finden,	doch	ist	zu	beachten,	dass	
es	sich	nicht	um	einen	Automatismus	han-
delt,	sondern	dass	jeweils	vor	Ort	der	
Wille	und	die	Energie	vorhanden	sein	müs-
sen,	um	von	diesen	Möglichkeiten	Ge-
brauch	zu	machen.	

2.	 Finanzierungsrahmenbedingungen	
von	Wohnungsgenossenschaften	

Wohnungsbau	setzt	umfangreiche	An-
fangsinvestitionen	voraus,	die	für	junge	
Genossenschaften	in	der	Regel	nicht	al-
leine	stemmen	können.	Die	Expertenkom-
mission	weist	deshalb	zutreffend	darauf	
hin,	dass	die	großen	Gründungswellen	in	
West	und	Ost	mit	staatlichen	Fördermaß-
nahmen	verbunden	waren.	Mit	dem	Weg-
fall	der	staatlichen	Förderung	ging	auch	
die	Zahl	der	Neugründungen	und	auch	die	
Bautätigkeit	zurück.	
Heute	gibt	es	aber	durchaus	neue	und	an-
dere	Perspektiven.	Zunächst	gibt	es	in	vie-
len	Teilen	des	Landes	erfolgreiche	Woh-
nungsgenossenschaften,	die	große	Neu-
projekte	umsetzen	können,	wie	das	Bei-
spiel	aus	Halle	zeigt.	Weiter	sind	auch	die	
finanziellen	Möglichkeiten	der	interessier-
ten	Bürgerinnen	und	Bürger	vor	dem	Hin-
tergrund	einer	lange	anhaltenden	erfolg-
reichen	wirtschaftlichen	Entwicklung	
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heute	sehr	viel	besser	als	etwa	in	der	
Nachkriegszeit.	Vor	allem	aber	stellen	in	
Zeiten	eine	Null-Zins-Politik	Investitionen	
in	Wohnungsgenossenschaften	jedenfalls	
dort,	wo	es	eine	hohe	Wohnraumnach-
frage	gibt,	eine	sichere	und	lohnende	In-
vestition	dar,	so	dass	insoweit	Fördergel-
der	in	einem	weit	verstandenen	leichter	
als	in	früheren	Zeiten	zu	mobilisieren	sind.	
So	sind	z.B.	auch	kommunale	und	sonstige	
Versorgungseinrichtungen	an	derartigen	
Investitionen	durchaus	interessiert.	

III.	 Einsatzformen	des	Wohnungs-
genossenschaftsmodells	vor	dem	
Hintergrund	neuer	wohnungs-
marktpolitischer	und	gesell-
schaftlicher	Herausforderungen		

1.	 Aktueller	 Handlungsbedarf	 und	
begrenzte	 Reichweite	 vorhandener	
Instrumente		

Die	Bedeutung	der	Bereitstellung	von	
Wohnraum	zu	angemessenen	Kosten	für	
die	gesellschaftliche	Entwicklung	ist	in	den	
letzten	Jahren	gewissermaßen	neu	ent-
deckt	worden	und	zwar	im	Gestalt	der	un-
erfreulichen	Spätfolgen	einer	unterlasse-
nen	Wohnungspolitik.		
Derzeit	wird	nun	aufwändig	versucht,	die	
Fehlentwicklungen	durch	Preisregulierun-
gen9	zu	korrigieren,	die	aber	eine	geringe	
Wirksamkeit,	zahlreiche	Rechtsstreitigkei-

                                                
9		 Zu	 verschiedenen	 Formen	 der	 Mietpreis-

bremse	Häublein,	ZfPW	2020,	1	ff.	Dazu	aus	
grundsätzlicher	Sicht	Gsell,	NZM	2017,	305	
ff.	

10		 So	betreffen	die	Regelungen	teilweise	auch	
Wohnungsgenossenschaften,	 obwohl	 die	
Mietpreise	 dort	 von	 den	 Mitgliedern	 be-
stimmt	 werden	 und	 gefährden	 deren	 Fi-
nanzierungsmodell.		

11		 Dieser	 besteht	 vor	 allem	 in	 den	Ballungs-
räumen	 und	 führt	 dort	 zu	 weiteren	 Ver-
dichtungen,	denen	der	Bundesgesetzgeber	
durch	die	neue	Gebietsart	der	Urbanen	Ge-
biete	 (§	 6a	 BauNVO)	 Rechnung	 getragen	
hat.	

ten	und	Kollateralschäden	mit	sich	brin-
gen.10	Umso	wichtiger	erscheint	es,	über-
all	dort,	wo	es	weiterhin	einen	Bedarf	an	
zusätzlichem	Wohnraum	gibt11,	auch	die	
Potenziale	des	Genossenschaftsmodells	zu	
nutzen.		
Neben	der	Bereitstellung	von	bezahlba-
rem	Wohnung	stellt	aber	auch	die	Ent-
wicklung	der	sozialen	Strukturen	eine	zu-
nehmende	Herausforderung	dar	(Stich-
wort	Gentrifizierung).12	Das	Bauplanungs-
recht	aktiviert	unter	der	Überschrift	Sozi-
ale	Stadt	(§	171e	BauGB)	klassische	Instru-
mente	der	Entwicklung	von	Planungsge-
bieten,	um	das	öffentliche	Leben	in	Stadt-
teilen	zu	beleben.13	Die	praktischen	Wir-
kungen	sind	aber	eher	gering.14		
Auch	die	Reichweite	der	bodenpolitischen	
Instrumente	ist	begrenzt	und	in	der	Regel	
für	die	Kommunen	auch	kostspielig,	wenn	
sie	davon	konsequent	Gebrauch	machen	
wollen.15	
Insgesamt	gibt	es	derzeit	kaum	wirksame	
Instrumente,	um	einer	ethnischen	oder	
sozialen	Segregation	ordnungspolitisch	
entgegenzuwirken.16		

2.	 Beispiele	 für	 die	 Aktivierung	 von	
Wohnungsgenossenschaften	

Wie	unter	Bezugnahme	auf	den	Bericht	
der	Expertenkommission	gezeigt	wurde,	
kann	auch	durch	Wohnungsgenossen-
schaften	eine	nachhaltige	Entwicklung	so-

12		 S.	Ramsauer,	Steuerung	ethnischer	und	so-
zialer	 Segregation	 durch	 planungsrechtli-
che	Steuerungsinstrumente,	2018-		

13		 Dazu	 BeckOK	 BauGB/Schink,	 48.	 Ed.	
1.8.2019,	BauGB	§	171e,	Rn	4	ff.		

14		 Zu	 den	 Erfahrungen	 mit	 den	 Förderpro-
grammen	siehe	BT-Drs.	14/7459.	

15		 Dazu	im	Überblick	Burgi,	NVwZ	2020,	257	
ff.;	 siehe	 zu	 weiteren	 Instrumenten	 auch	
Weigelt,	Die	wachsende	Stadt	als	Heraus-
forderung	für	das	Recht,	2016.		

16		 So	 auch	 der	 Befund	 bei	Ramsauer,	 o.	 Fn.	
12.	
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zialer	Strukturen	anknüpfend	an	das	Woh-
nen	gefördert	werden.	Derzeit	liegen	die	
Schwerpunkte	im	Bereich	von	Themenfel-
dern,	die	mit	dem	demografischen	Über-
gang	und	nachhaltigen	Lebensformen	ver-
bunden	sind.	Aber	auch	für	die	Integration	
von	Migranten	und	die	soziale	Entwicklung	
können	–	wie	historische	Beispiele	zeigen	
–	Genossenschaften	einen	wertvollen	Bei-
trag	leisten.	Das	soll	an	dieser	Stelle	nicht	
vertieft	werden,	sondern	allgemein	aufge-
zeigt	werden,	wie	Kommunen	entspre-
chende	Initiativen	vor	Ort	fördern	können.		

IV.	 Mögliche	Strategien	der	
Förderung	von	Wohnungs-
genossenschaften	durch	Länder	
und	Kommunen	

1.	 Förderklauseln	 in	 den	 Landes-
verfassungen	

Bevor	auf	die	kommunale	Ebene	einge-
gangen	wird,	sollte	zunächst	in	Erinnerung	
gerufen	werden,	dass	mehrere	Landesver-
fassungen,	anders	als	das	Grundgesetz,	die	
Förderung	des	Genossenschaftsmodells	
ausdrücklich	thematisieren	und	damit	
auch	eine	Rechtfertigung	für	entspre-
chende	Maßnahmen	auf	kommunaler	
Ebene	begründen.17	In	der	Zusammen-
schau	mit	den	ebenfalls	in	vielen	Landes-
verfassungen	anzutreffenden	Staatszielbe-
stimmungen	zur	Versorgung	mit	Wohn-
raum	liefert	das	Landesverfassungsrecht	
insoweit	ein	deutliches	Mandat	für	ent-
sprechende	Fördermaßnahmen.	Ob	und	
inwieweit	dieses	auch	eine	privilegierte	
Förderung	von	Wohnungsgenossenschaft	
trägt,	soll	an	dieser	Stelle	auch	deshalb	da-
hinstehen,	weil	Genossenschaften	ohne-
hin	nicht	auf	eine	solche	Privilegierung	ab-
zielen	und	es	sich	derzeit	eher	umgekehrt	
so	verhält,	dass	die	Genossenschaften	bei	

                                                
17		 Vgl.	 zur	 „Förderung	 genossenschaftlicher	

Selbsthilfe“	Art.	153	S.	2	BayVerf.,	Präam-
bel	HambVerf.,	Art.	43	II	HessVerf.,	Art.	28	
S.	2	NRW	Verf.,	Art.	65	II	Rh-PfVerf.	Zur	För-
derung	des	Genossenschaftswesen	Art.	40	
II	BremVerf.;	Präambel	HambVerf.;	Art.	28	

der	Formulierung	von	Förderkonzepten	
vergessen	und	deshalb	häufig	unwissent-
lich	ausgeschlossen	oder	benachteiligt	
werden.	

2.	 Fördermöglichkeiten	

Derzeit	gibt	es	auf	der	Ebene	von	Bund	
und	Ländern	eine	Reihe	von	Fördermaß-
nahmen,	die	die	Gründung	von	Sozialge-
nossenschaften	unterstützen.18	Dabei	wer-
den	aber	in	der	Regel	nur	die	Verfahrens-
kosten	gedeckt,	während	die	eigentlichen	
Investitionskosten	durch	die	Mitglieder	fi-
nanziert	werden.	
Eine	substanzielle	Förderung	kann	aber	
durch	eine	Mitgliedschaft	einer	Kommune	
eine	stille,	rein	finanzielle	Teilhabe	erfol-
gen,	wobei	letzteres	auch	als	Geldanlage	
etwa	von	Versorgungseinrichtungen	erfol-
gen	kann.		
Beteiligt	sich	die	Kommune	z.B.	dadurch,	
dass	sie	ein	Grundstück	oder	einen	Woh-
nungsbestand	einbringt,	so	handelt	es	sich	
in	der	Sache	um	eine	Form	der	Öffentlich-
Privaten-Partnerschaft	allerdings	mit	der	
Besonderheit,	dass	der	Partner	kein	Unter-
nehmen	ist,	sondern	Bürgerinnen	und	Bür-
ger,	die	Wohnraum	suchen	und	je	nach	
Konzept	der	Wohnungsgenossenschaft	
auch	zu	einem	damit	verbundenen	Enga-
gement	bereit	sind.	
Vor	allem	dort,	wo	mit	der	Bereitstellung	
von	Wohnraum	weitere	Dienstleistungen	
durch	die	Wohnungsgenossenschaften	o-
der	von	getragene	weitere	Dienstleis-
tungsgenossenschaften	erbracht	werden	
(etwas	Pflege-	und	Betreuungsdienste)	
wird	der	Bezug	zu	Aufgaben	der	kommu-
nalen	Daseinsvorsorge	erweitert	und	da-
mit	auch	das	kommunale	Engagement	ge-
rechtfertigt,	da	es	zur	Entlastung	der	al-
leine	von	der	Kommune	getragenen	Ein-
richtungen	kommt.		

S.	2	NRW	Verf.;	Art.	43,	44	HessVerf.;	Art.	
65	III	Rh-PfVerf.	

18		 Siehe	 dazu	 die	 Bestandaufnahme	 unter	
www.infrastrukturgenossenschaften.de	
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3.	 Spill-over-Effekte	

Damit	sind	auch	die	sozialen	Effekte	ange-
sprochen,	die	durch	entsprechende	För-
dermaßen	auf	kommunaler	Ebene	erreicht	
und	als	nachhaltiges	bürgerschaftliches	
Engagement	bezeichnet	werden	können.19	
Sie	verstärken	und	ergänzen	die	durch	das	
Konzept	der	Sozialen	Stadt	verfolgten	
Ziele,	haben	aber	zugleich	einen	deutlich	
weiteren	Anwendungsbereich,	da	mo-
derne	Wohnungsgenossenschaften	nicht	
auf	soziale	Brennpunkte	beschränkt	sind,	
sondern	ganz	allgemein	dazu	beitragen	
können,	dass	gesellschaftliches	Engage-
ment	im	Zusammenhang	mit	dem	Woh-
nort	gefördert	und	neue	Modelle	des	
nachhaltigen	Zusammenlebens	dezentral	
entwickelt	werden.	

V.	 Ausblick:	Paul	Colliers	Modell	
eines	sozialen	Kapitalismus	

Das	Genossenschaftsmodell	ist	kein	Anti-
Modell,	das	sich	gegen	Kapitalismus,	
Wettbewerb	oder	Marktwirtschaft	richtet.	
Es	zielt	vielmehr	darauf	ab,	kooperative	
und	soziale	Formen	des	Wirtschaftens	in	
einer	Wettbewerbswirtschaft	zu	ermögli-
chen	und	denjenigen,	die	daran	interes-
siert	sind,	ihre	Leben	und	Wirtschaften	
selbstbestimmt	und	nachhaltig	zu	gestal-
ten.	Das	ist	auch	ein	genuin	kommunales	
Interesse,	weshalb	die	Förderung	von	Ge-
nossenschaft	vor	Ort	und	in	der	Region	
auch	im	Interesse	der	Bürgerschaft	erfolgt.		
In	welchen	größeren	gesellschaftlichen	
und	ökonomischen	Zusammenhängen	der	
Genossenschaftsgedanke	einen	Beitrag	
zur	Entwicklung	unserer	Lebensordnung	
leisten	kann,	hat	Paul	Collier	in	seinem	
Werk	„Sozialer	Kapitalismus“20	aufgezeigt,	
das	in	diesen	Tagen	einer	drohenden	Ver-
unsicherung	besonders	lesenswert	ist.	
Seine	dort	formulierten	Vorschläge	hat	
Collier	auch	in	einem	knappen	Manifest	
                                                
19		 Zu	 diesem	 Aspekt	 Kluth,	 in:	 ders./Smed-

dinck	(Hrsg.),	Bürgerpartizipation	–	neu	ge-
dacht,	2019,	S.	135	ff.	

zusammengefasst21,	aus	dem	abschlie-
ßend	kurz	zitiert	werden	soll:	„Wir	brau-
chen	einen	aktiven	Staat,	der	sich	aber	mit	
einer	bescheideneren	Rolle	begnügt;	wir	
brauchen	den	Markt,	aber	gezähmt	durch	
ein	ethisch	wohlfundiertes	Bewusstsein	
der	Verantwortung	für	das	Gemeinwohl.“		
	

20		 Collier,	Sozialer	Kapitalismus,	2019.	
21		 Frankfurter	Allgemeine	Sonntagszeitung	v.	

13.3.2019.	


